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776. Verordnung: Verbot von 1,1,1-Trichlorethan und Tetrachlorkohlenstoff
777. Verordnung: Aufhebung der Studienordnung für die Studienrichtung Vermessungswesen an der

Universität Innsbruck
778. Verordnung: Auflassung zweier für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordener Abschnitte der

B 36 Zwettler Straße und der B 38 Böhmerwald Straße (vormals B 124
Königswiesener Straße) im Bereich der Stadtgemeinde Zwettl-Niederösterreich

779. Kundmachung: Aufhebung einer Wortfolge in § 56 Abs. 5 des Maß- und Eichgesetzes durch den
Verfassungsgerichtshof

780. Kundmachung: Aufhebung einer Wortfolge in § 15 Abs. 2 des Gebührengesetzes 1957 durch den
Verfassungsgerichtshof

776. Verordnung des Bundesministers für
Umwelt, Jugend und Familie über ein Verbot
von 1,1,1-Trichlorethan und Tetrachlorkoh-

lenstoff

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Chemikaliengeset-
zes, BGBl. Nr. 326/1987, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 300/1989 und BGBl.
Nr. 325/1990 wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsu-
mentenschutz und dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten verordnet:

Verbote

§ 1. (1) Das Inverkehrsetzen und die Verwen-
dung folgender Stoffe sind verboten:

1. Tetrachlorkohlenstoff,
2. 1,1,1-Trichlorethan.

(2) Die Verbote des Abs. 1 gelten unabhängig
davon, ob die jeweils genannten Stoffe in reiner
Form oder als Bestandteile von Zubereitungen
vorliegen; sie gelten nicht für unvermeidliche oder
nur mit unverhältnismäßigem technischem Aufwand
vermeidbare Verunreinigungen.

Ausnahmen

§ 2. Von den Verboten des § 1 Abs. 1 ausgenom-
men ist die Verwendung zu wissenschaftlichen und
analytischen Zwecken sowie die Einfuhr, das
Vorrätighalten und die Abgabe der hiefür erforder-
lichen Stoffmengen.

§ 3. (1) Von § 1 Abs. 1 Z 2 ausgenommen ist die
Verwendung von 1,1,1-Trichlorethan in Anlagen,
die der CKW-Anlagenverordnung, BGBl.
Nr. 27/1990, entsprechen, soweit sie aus techni-
schen Gründen erforderlich ist und ein Ersatz durch
andere Stoffe, deren Herstellung, Verwendung und
Beseitigung das Leben oder die Gesundheit von
Menschen oder die Umwelt nicht oder nur in
geringerem Maße gefährden, oder durch andere
Verfahren nach dem Stand der Technik (§ 71 a
GewO) nicht möglich ist. Die für eine solche
Verwendung erforderlichen Stoffmengen dürfen
eingeführt, vorrätig gehalten und abgegeben wer-
den.

(2) Das Vorliegen der Voraussetzungen des
Abs. 1 ist dem Bundesminister für Umwelt, Jugend
und Familie vom Verwender durch Vorlage eines
Gutachtens einer nach den hiefür in Betracht
kommenden Rechtsvorschriften befugten Person
oder Stelle nachzuweisen. Das Gutachten darf zum
Zeitpunkt des Einlangens beim Bundesministerium
für Umwelt, Jugend und Familie nicht älter als sechs
Monate sein; in dem Gutachten ist zu begründen,
warum ein Ersatz von 1,1,1-Trichlorethan innerhalb
einer bestimmten, zwei Jahre nicht übersteigenden
Frist nicht möglich ist. Nach Ablauf der Frist ist das
weitere Vorliegen der Voraussetzungen gegebenen-
falls durch ein neuerliches Gutachten darzulegen.

(3) Wer 1,1,1-Trichlorethan auf Grund der
Ausnahmebestimmung des Abs. 1 zweiter Satz in
Verkehr setzt, hat dies dem Bundesminister für
Umwelt, Jugend und Familie vor dem Inverkehrset-
zen zu melden und sich dabei auf ein von einem
bestimmten Verwender vorgelegtes Gutachten zu
beziehen.
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Verbotene Ersatzstoffe; Meldepflichten

§ 4. (1) Es ist verboten, die Verwendung von
1,1,1-Trichlorethan durch den Einsatz eines der
folgenden Stoffe als solchen oder als Bestandteil
einer Zubereitung zu vermeiden:

Dichlormethan (Methylenchlorid)
Trichlorethen (Trichlorethylen)
Tetrachlorethen (Perchlorethylen).

(2) Von Abs. 1 sind unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 3 jene Einsatzbereiche ausgenommen, in
denen die Voraussetzungen für eine weitere
Verwendung von 1,1,1-Trichlorethan (§ 3 Abs. 1)
zwar nachweislich (§ 3 Abs. 2) vorliegen, dieses
jedoch nicht mehr verfügbar ist und nur durch einen
der in Abs. 1 genannten Stoffe ersetzt werden kann;
dies ist mit dem zu erbringenden Gutachten
ebenfalls nachzuweisen.

(3) Wer 1,1,1-Trichlorethan als solches oder als
Bestandteil von Zubereitungen verwendet, hat dem
Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie für
jedes Kalenderjahr bis spätestens drei Monate nach
dessen Ablauf schriftlich zu melden:

1. die Menge (Gewicht und Volumen) des
verwendeten 1,1,1-Trichlorethans,

2. ob und gegebenenfalls, in welcher Menge die
in Abs. 1 genannten Stoffe jeweils Verwen-
dung gefunden haben.

§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit dem ihrer
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft,
soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt.

(2) Das Verbot des § 1 Abs. 1 Z 2 tritt mit
1. Jänner 1995 in Kraft; § 4 dieser Verordnung
sowie die bestehenden Beschränkungen von
1,1,1-Trichlorethan auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften, insbesondere der Lösungsmittelverord-
nung, BGBl. Nr. 492/1991, werden hievon nicht
berührt.

Feldgrill-Zankel

777. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der die
Studienordnung für die Studienrichtung Ver-
messungswesen an der Universität Innsbruck

aufgehoben wird

Auf Grund des § 4 des Bundesgesetzes über
technische Studienrichtungen, BGBl. Nr. 290/1969,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 374/1989, wird verordnet:

§ 1. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Studienord-
nung für die Studienrichtung Vermessungswesen,

BGBl. Nr. 78/1972, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 156/1984 tritt an der Universität
Innsbruck mit Ablauf des 31. Dezember 1992 außer
Kraft.

§ 2. Ordentliche Hörer und Hörerinnen der
Studienrichtung Vermessungswesen an der Univer-
sität Innsbruck sind jedoch berechtigt, ihr Studium
bis zum 30. September 1994 an der Universität
Innsbruck fortzusetzen.

Busek

778. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung zweier für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordener Abschnitte der B 36
Zwettler Straße und der B 38 Böhmerwald
Straße (vormals B 124 Königswiesener Straße)
im Bereich der Stadtgemeinde Zwettl-Nieder-

österreich

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Die Straßenteile der B 36 Zwettler Straße von km
63,55 bis km 63,887 und der B 38 Böhmerwald
Straße (vormals B 124 Königswiesener Straße) von
km 83,180 (alt) bis km 63,887 der B 36 Zwettler
Straße werden, soweit sie durch die Umlegung auf
den bereits fertiggestellten und verkehrsübergebe-
nen — mit Verordnung vom 27. November 1980,
BGBl. Nr. 539 und vom 20. März 1981, BGBl.
Nr. 180, bestimmten — Abschnitt „Böhm-
hof—Zwettl, Teil II" für den Durchzugsverkehr
entbehrlich wurden, als Bundesstraße aufgelassen.

Schüssel

779. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung einer Wortfolge in § 56 Abs. 5
des Maß- und Eichgesetzes durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5, 6 und 7 B-VG und gemäß
den §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. Oktober 1992, G 119/92-7, dem
Bundeskanzler zugestellt am 16. November 1992,
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die Wortfolge „ , über die Zurückweisung" in § 56
Abs. 5 des Maß- und Eichgesetzes, BGBl.
Nr. 152/1950, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. März
1993 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

780. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung einer Wortfolge in § 15 Abs. 2
des Gebührengesetzes 1957 durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5, 6 und 7 B-VG und
gemäß §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. Oktober 1992, G 10/92-6, dem
Bundeskanzler zugestellt am 18. November 1992,
die Wortfolge „ , ansonsten auch ein schriftliches
Vertragsanbot, wenn der Vertrag durch ein im
Anbotschreiben bezeichnetes Verhalten des Anbot-
empfängers oder auf andere Weise als durch
schriftliche oder mündliche Annahmeerklärung
zustande kommt" in § 15 Abs. 2 des Gebührengeset-
zes 1957, BGBl. Nr. 267,- in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 668/1976 als verfas-
sungswidrig aufgehoben.

(2) Die aufgehobene Wortfolge ist nicht mehr
anzuwenden, soweit die Gebühr nicht bereits in
Stempelmarken oder durch Stempelaufdruck ent-
richtet oder rechtskräftig vorgeschrieben wurde.

(3) Frühere Bestimmungen treten nicht wieder in
Kraft.

Vranitzky
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